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ftntegrative Schulung treibt I<osten hoch 
Fõrderung Auffallige Kinder in Regel-Klassen einzugliedern, statt sie zu separieren, ist alles andere als kostenneutral 

VON ANDREAS HIRSBRUNNER 

E in heisses Eisen fasste kürzlich d er Leiter 
des Schulpsychologischen Dienstes Basel
land, Martin Brunner, an: In einem Auf
satz in einer Fachzeitschrift schrieb er, 
dass die Kosten bei der integrativen (Son
der-)Schulung in praktisch der ganzen 
Deutschschweiz stark angestiegen seien, 
ohne dass parallel dazu diejenigen «in se
parativen Settings» im gleichen Umfang 
zurückgegangen wãren. Bei der Einrich
tung der integrativen Schule sei man aber 
davon ausgegangen, dass die separativen 
Klein- und Sonderklassen ãquivalent er
setzt würden. Brunner: <<Eine mechani
sche Gleichgewichtsvorstellung lag zu
grunde: hier Autbau, dort Abbau. Aus
druck dieser Haltung war die Annahme, 
dieser Umbau kõnne kostenneutral erfol
gen.>> 

Dabei sei jedoch massiv unterschãtzt 
worden, dass der Ersatz des unbeliebten 
separativen durch das akzeptierte integra
tive Angebot zusãtzliche Fõrderbedürfnis
se auslõse. Zudem sei eine <<neue Populati
on in die Fõrderung gespült>> worden -
Kinder, deren Eltern separative Angebote 
abgelehnt hatten, obschon die Kinder Fõr
derung dringend benõtigt hãtten. Eben
falls stimulierend auf die Fõrderbedürfnis
se wirke sich aus, dass von der Schule ver
langt werde, mehr Wissen zu vermitteln. 
Gleichzeitig hãtten Eltern zunehmend d en 
Anspruch, dass ihre Kinder mindestens 
das Sekundarschulniveau E erreichen. 

Mehr Sonderschüler 
Wie sieht nun die Situation im Baselbiet 

im Detail aus? Unterscheiden muss man 
zuerst einmal die Sonderschulung und die 
Spezielle Fõrderung, wobei beiden Ange
boten gemeinsam ist, dass es eine integra
tive (eingliedernde) und eine separative 
(trennende) Variante gibt. Auf integrative 
Sonderschulung haben Schüler mit einer 
Behinderung sowie mit einer Verhaltens
auffãlligkeit wie etwa Autismus Anspruch, 
sofern dies dem Wohl des Kindes ent
spricht und mit der Schulorganisation ver
einbar ist. Dabei wird in Einzelintegration 
und Gruppenintegration unterschieden. 

Bei der Einzelintegration erhalten die 
Schüler wõchentlich sechs bis acht Stun
den Einzelunterstützung, wãhrend sie 
den Rest des Unterrichts in der Regel-Klas-
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Massnahmen wie JSF o d er Begabungsfõrderung bedingen mehr Fachleute in d er Klasse- un d das kostet. KEYSTONE 

se verbringen. Bei der Gruppenintegrati
on werden durchschnittlich vier Kinder 
als Gruppe in einer Klasse integriert und 
zusãtzlich zur normalen Lehrkraft von ei
nem Vollzeit-Heilpãdagogen samt Assis
tenz begleitet. 

Die Zahlen dieser integrativen Sonder
schulung haben nun im Kanton in der Tat 
stark zugenommen, wie eine Zusammen
stellung der Bildungsdirektion zeigt: Vor 
zehn Jahren kamen 32 Schüler in deren 
Genuss, im laufenden Schuljahr sind es 
273. Parallel dazu sank die Zahl der Schü
ler in der separativen Sonderschulung im 
gleichen Zeitraum von 486 auf aktuell387. 
Darunter fallen jene Kinder, die die heil
pãdagogischen Schulen in Liestal und 

«Wegen des starken 
Anstiegs d er verhal
tensauffãlligen Kin
der ha ben wir di e 
spezielle Fõrderung 
ausgebaut.» 
Marianne Stõckli Leiterin 
Abteilung Sonderpadagogik BL 

Münchenstein, die Sprachheilschule in 
Riehen, den Sonnenhof in Arlesheim, die 
Leiern in Gelterkinden und das Therapie
und Schulungszentrum in Münchenstein 
besuchen. Im Verhãltnis zur Gesamtschü
lerzahl in der Volksschule (Kindergarten, 
Primar- und Sekundarschule D ist damit 
der Anteil der Sonderschulung seit 2006 
von 1,7 auf 2,3 Prozent gestiegen. 

Überraschenderweise sagt aber Marian
ne Stõckli, die in der Bildungsdirektion 
die Abteilung Sonderpãdagogik leitet, da
zu: <<Was Martin Brunner zum Kostenan
stieg bei der Sonderschulung schreibt, gilt 
wohl für etliche Kantone, aber nicht für 
Baselland. Bei uns sind die Kosten für die 
Sonderschulung mit jãhrlich 46 Millionen 

Franken seit langem konstant.» Einzig im 
Schuljahr 2011/2012 seien sie nach oben 
ausgerissen. Grund für die Konstanz trotz 
steigender Schülerzahlen ist !aut Stõckli, 
dass die Kosten bei der integrativen Form 
pro Kind günstiger sind als bei der separa
tiven. Und im <<Ausreisser:Jahr>> habe man 
umgehend reagiert und eine <<neue Sãule>> 
aufgebaut: <<Der starke Anstieg der verhal
tensauffãlligen Kinder rief uns auf den 
Plan, dass wir etwas machen müssen. 
Deshalb haben wir die Spezielle Fõrde
rung ausgebaut.>> 

Spezielle Fõrderung explodiert 
Innerhalb dieser Speziellen Fõrderung 

gehõren Integrative Schulungsform ISF, 
Begabungsfõrderung und Deutsch als 
Zweitsprache zur integrativen und Einfüh
rungs-, Klein- und Integrationslclasse für 
Fremdsprachige, Werkjahr sowie der ver
ordnete Privatschulbesuch zur separati
ven Form. Und auch bei der Speziellen 
Fõrderung zeigt sich ein ãhnliches Bild 
wie bei der Sonderschulung: Die 2006 
eingeführte integrative Form ist in der 
Volksschule mittlerweile auf 5996 Schüler 
explodiert, wãhrend die separative Form 
auf 1176 Schüler gesunken ist, was noch 
halb so viele sind wie vor zehn]ahren. 

Was heisst das nun bezüglich Kosten? 
Die Bildungsdirektion kennt aufgrund der 
Finanzzustãndigkeit nur die Aufwendun
gen der Sekundarstufe. Und die sind in 
den letzten drei Jahren um einen Drittel 
auf rund acht Millionen Franken jãhrlich 
gestiegen. Was aber die spezielle Fõrde
rung in Kindergarten und Primarschule 
kostet, darüber gibt es keine übersicht, 
weil dafür die einzelnen Gemeinden zu
stãndig sind. Zusammengetragen hat die
se Zahlen laut dem Verband Baselland
schaftlicher Gemeinden bisher niemand. 
Doch die Kosten dürften auf dieser Stufe 
um einiges hõher liegen, da fast ein Drittel 
aller Kindergãrtler und Primarschüler 
Spezielle Fõrderung in Anspruch nimmt, 
wãhrend es auf der Sekundarstufe I nur 
knapp zwõlf Prozent der Schüler sin d. 

Somit lãsst sich Brunners Aussage, dass 
die Entwicklung von der separativen zur 
integrativen Schulung in der Volksschule 
zu einer Kostenexplosion geführt hat, fürs 
Baselbiet nur bedingt mit Zahlen unterle
gen. Dass Brunner aber recht hat, daran 
zweifelt niemand. 

<<Ungebremste Zuwanderung tangiert Wirtschaft>> 
Thomas de Courten Der Bundesratskandidat d er Baselbieter SVP spricht sich für Teamplay aus und politisiert gerne auch mal pragmatisch 

VON SEBASTIAN SCHANZER 

Herr de Courten, Sie kandidieren 
für den Bundesrat. Was sind Ihrer 
Meinung nach die drãngendsten 
Themen, die die Schweiz anpacken 
muss? 
Thomas de Courten: Die Unabhãngig
keit der Schweiz muss gesichert und ihr 
Verhãltnis zur EU geklãrt werden. Dann 
müssen wir die Migration wieder eigen
stãndig steuern und auch bewãltigen 
lcõnnen. Als drittes Ziel mõchte ich die 
Freiheit der Bürger und der Unterneh-

INSERAT 

mer stãrken, gegen die zunehmenden 
Einschrãnkungen durch Politi!< und 
Verwaltung. 

Soll die Schweiz die Masseneinwan
derungsinitiative durchsetzen, auch 
wenn dadurch die bilateralen Ver
trãge in Gefahr sind? 
Der Bundesrat muss den Volkswillen 
respektieren und umsetzten, selbstver
stãndlich. Im Fali der Masseneinwande
rungsinitiative hãlt der Initiativtext aus
driicklich fest, dass dies unter Berück
sichtigung der gesamtwirtschaftlichen 
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Referat über aktuelle Fragen 
MPI Hamburg 

zum Anwaltsrecht 
"Schadenersatzhaftung nach 
Kartellrechtsverstossen" 

Interessen erfolgen soi!. Die bilateralen 
Vertrãge sind unbestritten von grosser 
wirtschaftlicher Bedeutung. Sie sind 
aber nicht in Stein gemeisselt und müs
sen weiterentwickelt werden kõnnen. 
Das bedingt eine gegenseitige Verhand
lungsbereitschaft. Wenn eine Vertrags
seite diese Verhandlungsbereitschaft 
verweigert, muss die Schweiz ihren Weg 
selbststãndig gehen. Die ungebremste 
Zuwanderung tangiert auch die Wirt
schaft negativ, nicht nur bei uns. 

Welche Positionen vertreten Sie als 
Wirtschaftsrõrderer, die in Ihrer 
Partei umstritten sind? 
Ich habe mich in verschiedenen Dossi
ers als eigenstãndiger Politiker expo
niert, zum Beispiel für die Rheinhãfen 
als nationale Infrastruktur oder im Ag
glomerationsprogramm. Ich vertrete 
meine Wãhler und meine überzeugun
gen primãr innerhalb der zustãndigen 
Gremien, auch in der Partei, um Resul
tate zu erzielen, und nicht in aller Õf
fentlichkeit gegen die Partei, nur um 
Medienprãsenz zu erhalten. 

Inwiefem hat sich Ihre Meinung bei 
den Rheinhãfen und beim Agglome
rationsprogramm unterschieden 
von der Meinung Ihrer Parteilwlle
gen? 
In der Regel stand im Vordergrund, die 
Interessen meiner Wãhlerinnen und 
Wãhler im Baselbiet und in der Region 
Nordwestschweiz gegenüber anderen 

«Die bilateralen Vertrãge 
sin d von grosser wirtschaft
licher Bedeutung, aber 
nicht in S tein gemeisselt.» 

Landesteilen durchzusetzen. Manch
mal ist dafür eine Interessenabwãgung 
gegenüber den grundsãtzlichen politi
schen Standpunkten der SVP erforder
lich. Dann steht das prald:ische Han
deln über der theoretischen Vernunft. 
Man nennt das auch Pragmatismus. 

Im Bundesrat herrscht das Kollegia
litãtsprinzip. Sind Sie ein konsens
f"àhiger Politiker? 
In meiner bisherigen Arbeit habe ich 
bewiesen, dass ich die Geschãfte im
mer lõsungsorientiert angehe. Demo
kratisch gefãllte Entscheide werden 
selbstverstãndlich akzeptiert und 
durchgesetzt. Man muss sich selbst da
bei ja ni eh t verleugnen. Es gab und gibt 
immer wieder Fãlle, wo ein Bundesrat -
ob sie nun Couchepin, Blocher oder 

Berset hiessen - gegen seine persõnli
che Überzeugung handeln musste. 

Sie waren gegen die Fusion der bei
den Basel. Sehen Sie sich ais Vertre
ter der Nordwestschweiz oder eher 
nur des Baselbiets? 
In den Nationalrat bin ich als Baselbie
ter gewãhlt. Dafür stehe ich auch ein. 
Wer politisch Resultate erzielen will, 
muss aber als Teamplayer operieren. In 
der Nordwestschweizer National- und 
Stãnderatsmannschaft haben wir in der 
vergangenen Legislatur bewiesen, dass 
die Zusammenarbeit funktioniert, und 
Ergebnisse geliefert. Der Bundesrat hat 
als Team für die ganze Schweiz und alle 
Landesteile zu sorgen. Gerade deshalb 
wãre ein Bundesrat aus unserer Re
gion, der erste nach Emil Frey fürs Ba
selbiet seit 1897 und Hans-Peter Tschu
din für Basel-Stadt seit 1973 sehr wich
tig. 

Wenn Sie wãhlen kõnnten: Welches 
Departement würden Sie am liebs
ten übemehmen? 
Die Regeln zur Verteilung der Departe
mente sind kiar und zu respektieren. 
Es gibt aus meiner Sicht in jedem De
partement Handlungsbedarf. Am grõss
ten ist di e politische Diskrepanz im jus
tizdepartement mit den Themen Asyl 
und Migration. Aus persõnlicher Sicht 
glaube ich, den grõssten beruflichen 
und politischen Rucksack für das Wirt
schaftsdepartement mitzubringen. 


